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Ich rufe auf: 

2 Gesetz über die Feststellung des Haushalts-
plans des Landes Nordrhein-Westfalen für das 
Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/14700 
Drucksache 17/15600 – Ergänzung 

Beschlussempfehlungen 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 17/15700, 
Drucksache 17/15701, 
Drucksache 17/15702, 
Drucksache 17/15703, 
Drucksache 17/15704, 
Drucksache 17/15705, 
Drucksache 17/15706, 
Drucksache 17/15707, 
Drucksache 17/15708, 
Drucksache 17/15709, 
Drucksache 17/15710, 
Drucksache 17/15711, 
Drucksache 17/15712, 
Drucksache 17/15713, 
Drucksache 17/15714, 
Drucksache 17/15716 und 
Drucksache 17/15720 

zweite Lesung 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15687 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15688 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15689 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15690 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15691 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15692 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15693 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15723 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15724 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15727 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15728 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15729 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15730 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15731 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15732 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15733 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15734 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15735 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15737 Neudruck 
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Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/15738 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/15739 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/15740 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/15741 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/15742 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/15743 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/15744 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/15748 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/15749 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/15750 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/15751 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/15752 

In Verbindung mit: 

Finanzplanung 2021 bis 2025 des Landes Nord-
rhein-Westfalen 

Drucksache 17/14701 

Beschlussempfehlung 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 17/15718 

In Verbindung mit: 

Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden und 
Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 2022 (Ge-
meindefinanzierungsgesetz 2022 – GFG 2022)  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/14702 

Beschlussempfehlung 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 17/15717 

zweite Lesung 

Die Änderungsanträge zu den Einzelhaushalten wer-
den dann jeweils bei den Einzelplänen genannt und 
zur Abstimmung aufgerufen. Sie haben gesehen, 
dass eine ganze Reihe von Änderungsanträgen ein-
gereicht worden sind. 

Zum Beratungsverfahren insgesamt gibt es noch ein 
paar organisatorische und regulierende Hinweise. 

Das im Ältestenrat vereinbarte Beratungsverfahren 
mit der Reihenfolge der zu beratenden Einzelpläne 
und den vorgeschlagenen Redezeiten können wir 
alle gemeinsam der Tagesordnung entnehmen. 

Nach Beendigung der Aussprache über einen Ein-
zelplan erfolgt die Abstimmung über diesen Einzel-
plan. Liegt ein Änderungsantrag zu einem Einzelplan 
vor, wird zunächst über diesen abgestimmt. 

Über den Einzelplan 20 stimmen wir allerdings erst 
morgen ab. 

Auch über eventuelle Änderungsanträge zum Haus-
haltsgesetz 2022, über das Haushaltsgesetz selbst 
sowie über das Gemeindefinanzierungsgesetz stim-
men wir morgen zum Abschluss der zweiten von ins-
gesamt drei Lesungen ab. 

Es gibt noch zwei weitere Hinweise. Sie alle wissen, 
dass wir uns im Ältestenrat darauf verständigt haben, 
dass zwischen 12:30 Uhr und 14:00 Uhr heute keine 
Abstimmungen stattfinden und dass Kurzinterventio-
nen sowie Zwischenfragen während der Aussprache 
zu diesem Tagesordnungspunkt nicht zulässig sind. 

Nach diesen langen Vorbemerkungen rufe ich nun 
zur Durchführung der Grundsatzdebatte auf: 

GRUNDSATZDEBATTE 

Gesetz über die Feststellung des Haushalts-
plans des Landes Nordrhein-Westfalen für 
das Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 
2022)  

In Verbindung mit: 

Finanzplanung 2021 bis 2025 des Landes 
Nordrhein-Westfalen  

In Verbindung mit: 



Landtag   24.11.2021 

Nordrhein-Westfalen 34 Plenarprotokoll 17/151 

 

Einzelplan 12 
Ministerium der Finanzen, Finanzverwaltung 

In Verbindung mit: 

Einzelplan 20 
Allgemeine Finanzen 

Hierzu gibt es Beschlussempfehlungen und Berichte 
des Haushalts- und Finanzausschusses Drucksache 
17/15700, 17/15718 und 17/15712 sowie 17/15720. 

Es gibt Änderungsanträge der Fraktionen von CDU 
und FDP. Diese tragen die Drucksachennummern 
17/15737 – Neudruck – und 17/15738. Außerdem 
gibt es Änderungsanträge der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/15748 bis 17/15752. 

Damit sind wir endgültig am Ende der ganzen Vorbe-
merkungen angelangt und können in die Aussprache 
einsteigen, die ich mit Kollegen Zimkeit für die SPD-
Fraktion eröffne. 

Stefan Zimkeit*) (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Das war jetzt eine längere 
Einleitung, als wir Redezeit für manch eine Rede ha-
ben. 

Frau Präsidentin, Sie haben die Änderungsanträge 
von CDU und FDP angesprochen. Ich möchte mit ei-
ner kurzen Bemerkung dazu beginnen: Uns gestern 
Abend 40 Änderungsanträge zum Haushalt zu schi-
cken, ist aus unserer Sicht kein angemessener Um-
gang mit dem Parlament und den Haushaltsberatun-
gen. 

(Beifall von der SPD) 

Wir finden das respektlos und einer ernsthaften Be-
ratung nicht angemessen. 

Deswegen möchte ich Sie dringend auffordern, die 
Anträge zurückzustellen und sie zur dritten Lesung 
zu stellen, damit wir darüber noch eine ernsthafte De-
batte führen können. Denn ansonsten würde man 
den Verdacht bekommen, dass Sie Ihre Anträge für 
so schlecht halten, dass Sie sie einer Debatte entzie-
hen wollen. Deswegen äußere ich noch einmal diese 
dringende Bitte. 

(Beifall von der SPD)  

Ihr letzter Haushalt zeigt sehr deutlich die Bilanz die-
ser Landesregierung: Sie scheitern an Ihren eigenen 
Ansprüchen. Sie regieren über die Köpfe der Men-
schen hinweg. Sie ignorieren die Probleme im Land. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Sie reden über 
Ihre Landesregierung!) 

Sie sind plan- und ideenlos. Das machen Ihre Haus-
haltsentwürfe deutlich. 

(Beifall von der SPD) 

Und das alles trotz massiv steigender Steuereinnah-
men, die Sie prognostizieren! Man hat fast den Ein-
druck: Lucky Lutz ist wieder da. 

(Heiterkeit von der SPD) 

Lucky Lutz weiß aber nichts mit seinem Glück anzu-
fangen und verfällt stattdessen in einen Dornrös-
chenschlaf. Statt die Probleme des Landes mit zu-
sätzlichen Steuereinnahmen anzupacken, verfällt 
diese Landesregierung in Tiefschlaf. Das kann ge-
rade in der jetzigen Situation nicht sein. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Josef Hoven-
jürgen [CDU]) 

Sie scheitern an Ihren Ansprüchen besonders da, wo 
Sie die Messlatte selbst sehr hoch gelegt haben. Sie 
haben den Abbau von Schulden zu dem entschei-
denden Kriterium für Ihre Haushaltspolitik gemacht. 

Nun hat der Landesrechnungshof im Bericht zu die-
sem Haushaltsentwurf sehr deutlich gemacht, wie 
krachend Sie an Ihren eigenen Ansprüchen schei-
tern. Sie reißen Ihre Messlatte noch nicht einmal, 
sondern versuchen, sich darunter durchzumogeln. 
Das ist ein wirkliches Scheitern an Ihren eigenen An-
sprüchen. 

(Beifall von der SPD) 

Genauso scheitern Sie an Ihrem zweiten großen Ziel, 
dem Bürokratieabbau. Ihr Bürokratieabbau besteht 
aus 1.000 neuen Stellen in der Ministerialbürokratie. 
Ihr Versprechen, diese Mittel strukturell einzusparen, 
brechen Sie gleich mit. Sie finanzieren Ihre Stellen in 
der Bürokratie durch unbesetzte Stellen an Schulen 
auf dem Rücken von Lehrkräften und von Schülerin-
nen und Schülern. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das zeigt: Diese Regierung setzt die völlig falschen 
Prioritäten. Sie reden viel, aber Sie handeln wenig. 

Viel geredet haben Sie über gleiche und gerechte 
Bezahlung von Lehrkräften – viel geredet, nichts ist 
passiert. 

Sie haben angekündigt, eine Altschuldenlösung für 
die Kommunen herbeizuführen – viel angekündigt, 
nichts umgesetzt. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Sie haben versprochen, eine Besetzungsquote von 
Lehrkräften an Schulen von über 100 % durchzuset-
zen. Erreicht haben Sie 8.000 nicht besetzte Stellen. 
Viel versprochen, nichts gehalten, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Beifall von der SPD) 

Mit Ihrem letzten Haushalt verpassen Sie die Chan-
ce, das jetzt zu ändern. Sie regieren über die Köpfe 
der Menschen dieses Landes hinweg. Sie wollen 
eine Attraktivierung des öffentlichen Dienstes zum 
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Nulltarif und über die Köpfe der Beschäftigten hin-
weg. 

Wer alle Vorschläge der Gewerkschaften einfach ig-
noriert, wird an dieser Aufgabe scheitern. Die Quit-
tung sind 20.000 unbesetzte Stellen im Land, lange 
Wartezeiten für Bürgerinnen und Bürger und Unter-
richtsausfall. 

(Beifall von der SPD) 

Sie überhören die Stimme der Pflegenden, die ein-
deutig eine Urabstimmung über die Zwangskammer 
fordern, die Sie ihnen überstülpen wollen. Wir haben 
einen Haushaltsantrag eingereicht, um für diese Ur-
abstimmung Geld zur Verfügung zu stellen. Sie ha-
ben ihn abgelehnt. Die Stimme der Pflegenden ist 
Ihnen augenscheinlich egal. 

(Beifall von der SPD) 

Sie weigern sich, finanzielle Mittel bereitzustellen, um 
die Ergebnisse der Volksinitiative Artenvielfalt umzu-
setzen. Diesen Haushaltsantrag haben Sie ebenfalls 
abgelehnt. Auch die Stimme der Naturschutzver-
bände ignorieren Sie. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Sie halten an einem bürokratischen und erfolglosen 
Programm für Straßenausbaubeiträge fest, obwohl 
400.000 Menschen in einer Volksinitiative die Ab-
schaffung gefordert haben. 

Sie regieren an den Menschen in NRW vorbei. Viel 
schlimmer: Sie regieren über deren Köpfe und igno-
rieren die Probleme in diesem Land. – Das zeigt auch 
Ihr Haushaltsentwurf. 

(Beifall von der SPD) 

Das Schlimmste ist aber, dass Sie keine Antworten 
in Bezug auf die Zukunftsaufgaben in diesem Land 
haben. In Zeiten von null Zinsen, in denen Ihnen alle 
Expertinnen und Experten einen riesigen Investiti-
onsstau darlegen, kommen Sie allen Ernstes auf die 
Idee, die Investitionsquote des Landes senken zu 
wollen. 

Wir haben große Herausforderungen beim Klima-
schutz. Wir brauchen Investitionen in das Gesund-
heitssystem. Wir müssen die in vielen Bereichen ma-
rode Infrastruktur angehen. Wer in solchen Zeiten die 
Investitionsquote senkt, verspielt die Zukunft kom-
mender Generationen. 

(Beifall von der SPD) 

Ausgerechnet bei der Bildung – damit sind wir wieder 
bei kommenden Generationen – fällt Nordrhein-
Westfalen immer weiter zurück. Bei den Bildungs-
ausgaben sind wir ganz hinten. Der Bildungshaushalt 
steigt langsamer als der Rest des Etats. 

(Jochen Ott [SPD]: Hört! Hört!) 

Das zeigt sehr deutlich, wie falsch Sie Ihre Prioritäten 
setzen. 

Sie schaffen es noch nicht einmal, das vorhandene 
nicht allzu viele Geld im Schulbereich auszugeben; 
denn die Zahlen sind aufgrund der vielen unbesetz-
ten Stellen ja noch geschönt. Sie haben weltbeste 
Bildung versprochen und schaffen noch nicht einmal 
Kreisklasse. Ihr Motto des Haushalts ist: No Future. 

(Beifall von der SPD) 

Was wäre diese Landesregierung eigentlich ohne 
Bundesmittel? Frau Gebauer, bei der Digitalisierung 
der Schulen haben nur Initiativen und Geld des Bun-
des überhaupt dazu geführt, dass etwas passiert ist. 

Herr Stamp, wie sähe es an den Kitas ohne das 
Gute-KiTa-Gesetz des Bundes aus? Noch viel 
schlechter. 

(Zuruf von der CDU) 

Herr Pinkwart hätte alle seine Pressekonferenzen zu 
Wirtschaftshilfen in der Coronapandemie absagen 
müssen, weil er eigentlich doch nur Bundesmittel 
durchgeleitet hat. 

Herr Wüst hätte alle seine vielen Termine, bei denen 
er Förderbescheide für Verkehrsprojekte übergeben 
hat, ausfallen lassen müssen, weil auch dabei meis-
tens nur Bundesgelder verausgabt wurden. 

Herr Rasche hat hier in der letzten Sitzung gesagt: 
Die NRW-Regierung darf nicht die verlängerte Werk-
bank des Bundes sein. – Sie haben vollkommen 
recht. Doch Ihre Koalition hat aus der Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalen eine untere Bundesbe-
hörde gemacht, 

(Lachen von der FDP) 

die nur noch Initiativen des Bundes umsetzt und Mit-
tel durchleitet. Das ist viel zu wenig. 

(Beifall von der SPD) 

Wir brauchen für Nordrhein-Westfalen eine zukunfts-
orientierte Finanzstrategie. Wir brauchen aus dem 
Rettungsfonds ein Programm für den wirtschaftlichen 
und sozialen Neustart, das insbesondere die Kom-
munen unterstützt, das Bildungslücken aufholt und 
das den weiter leidenden Wirtschaftsbranchen in 
Nordrhein-Westfalen Hilfestellung leistet, durch die 
Pandemie zu kommen. 

Wir brauchen eine Haushaltspolitik, die die Probleme 
im Land endlich anpackt und nicht die Menschen mit 
ihren Vorschlägen ignoriert.  

Wir brauchen ein Zukunftsinvestitionsprogramm mit 
mehr Investitionen in Schule durch Fortsetzung des 
Programms „Gute Schule“, mit Investitionen in den 
klimaneutralen Umbau unserer Industrie und mit 
mehr Investitionen in Krankenhäuser, statt deren 
Schließung zu planen. 
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Der Haushalt in dieser Fassung spiegelt leider nur 
Ihre planlose Lethargie wider. Er ist gekennzeichnet 
durch Ihre Ideenlosigkeit. 

Noch haben Sie allerdings die Chance, das zu än-
dern. Wir haben Ihnen Vorschläge gemacht, und wir 
werden Ihnen dazu weitere Vorschläge vorlegen: für 
handlungsfähige Städte, für bessere Bildungschan-
cen, für zukunftsfähige und faire Arbeit und gegen die 
soziale Spaltung dieser Gesellschaft. Lassen Sie uns 
dafür entschlossen handeln, um für die Menschen in 
Nordrhein-Westfalen die Zukunft zu gewinnen. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Zimkeit. – Für die Fraktion der 
CDU hat nun Herr Abgeordneter Klenner das Wort. 
Bitte sehr, Herr Kollege. 

Jochen Klenner (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich warte 
noch, bis der Kollege Zimkeit wieder richtig auf sei-
nem Platz sitzt. Ich musste nämlich an Luise von 
Preußen denken, als Sie gesprochen haben. Keine 
Angst! Über sie sagt man, sie sei wunderschön ge-
wesen. Ich möchte sie nicht mit Ihnen verwechseln. 
Sie war aber auch ganz schön klug. Sie hat gesagt: 
„Wer nicht Maß halten kann, verliert das Gleichge-
wicht und fällt.“ 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Deshalb hatte ich Sorge, ob Sie noch richtig zu Ihrem 
Platz kommen. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Denn was Sie da wieder abgeleistet haben, zeigt 
mir … Sie haben Ihren Platz gerade noch so gefun-
den. Aber nach diesem Auftritt ist sicher: Es wird 
auch in den kommenden Jahren der Platz auf der 
Oppositionsbank sein. Denn das war überhaupt 
nichts, was Sie hier geleistet haben. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Lachen 
von der SPD) 

Der Unterschied ist sehr deutlich geworden. Ich kann 
Ihnen sagen: Ihr Horizont reicht gerade einmal bis 
zum Mai 2022. Während Sie an Wahltage denken, 
haben wir künftige Generationen im Blick. Das unter-
scheidet uns voneinander. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Denn das ist nachhaltige Politik für die Menschen in 
unserem Land. 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

So begrenzt Ihr Blick nach vorne ist, so vernebelt ist 
offenbar Ihr Blick in den Rückspiegel. Ich kann Ihrer 
Erinnerung noch einmal auf die Sprünge helfen, was 
wir vorgefunden haben, nachdem Rot-Grün über die 
Verhältnisse gelebt hat: 2017 war das Land herunter-
gewirtschaftet – bei dem, was Sie eben erzählt ha-
ben, hatte ich gedacht, das wäre Ausdruck Ihrer 
Selbsterkenntnis, und das wäre Ihre selbstkritische 
Bilanz der rot-grünen Jahre, die Sie vorgetragen ha-
ben –; es gab einen Schuldenberg von fast 180 Milli-
arden Euro; da war Investitionsstau; da waren wir 
überall Schlusslicht. 

Wir haben das beendet und machen Nordrhein-
Westfalen wieder zum Aufsteigerland. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Die Haushaltswende ist uns schon mit unserem ers-
ten Haushalt 2018 gelungen. Das war ein wichtiger 
Schritt. Erstmals seit 50 Jahren wurde ein Haushalt 
ohne neue Schulden aufgestellt. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Quatsch!) 

Diesen Kurs setzen wir konsequent um, auch in der 
Krise. 

Wir setzen auf eine konsequente und transparente 
Trennung von Kernhaushalt und Coronarettungs-
schirm; denn so wird verhindert, dass unter dem 
Deckmantel der Pandemie neue Schulden aufge-
nommen werden, um Lücken im Haushalt zu schlie-
ßen oder ideologische Wünsche zu erfüllen. 

Die Koalition von CDU und FDP unterstützt einen 
Haushalt der Klarheit und Wahrheit. Das bestätigen 
uns auch die großen Ratingagenturen mit ihren Best-
noten. 

Meine Damen und Herren, wir haben mit einer brei-
ten Landtagsmehrheit einen Rettungsschirm, der bis 
zu 25 Milliarden Euro umfasst, gespannt, um die Fol-
gen der Pandemie abzumildern. Ich möchte aus-
drücklich betonen, dass wir das gemeinsam kon-
struktiv im Parlament gemacht haben. 

An dieser Stelle gilt mein Dank auch dem Minister der 
Finanzen, Lutz Lienenkämper, und den Beschäftig-
ten in den Ministerien, die diese Programme entwi-
ckelt und begleitet haben, oft unter Zeitdruck in einer 
höchst dynamischen Lage. 

Als NRW-Koalition haben wir aber stets großen Wert 
darauf gelegt, zielgenau dort zu unterstützen, wo 
Hilfe notwendig war. Wie gesagt, haben wir das ganz 
oft gemeinsam gemacht. Das habe ich betont und 
betone es nach wie vor. 

Aber diesen Pfad versuchen Sie immer wieder zu 
verlassen. Sie haben das eben am Redepult noch 
einmal betont. Erst kürzlich war der Vorschlag der 
SPD: ein 10-Milliarden-Euro-Programm, pauschal, 
unkonkret, als Wunschkonzert im Ungefähren – 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Das ist unwahr!) 
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teils überholt, weil schon umgesetzt. Ganz typisch: 
Geld ausgeben, ohne zu planen und ohne zu prüfen, 
ob es Wirkung entfaltet. 

(Zuruf von der FDP: So ist das!) 

Unsere Philosophie ist eine andere. Wir investieren 
in die Zukunft. Wir schauen, dass das Geld, das wir 
ausgeben, sich wieder reinvestiert. Das ist generati-
onengerecht, und das ist nachhaltig. 

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, Haushalte und Finanzpoli-
tik: Das erscheint in der Öffentlichkeit oft langweilig – 
unspektakulär, technisch, viele Zahlen. Deshalb ist 
es wichtig, deutlich zu machen, dass es nicht nur da-
rum geht, was wir machen, sondern auch um das 
Warum. 

Herr Kollege Zimkeit, Menschen kamen in Ihrer 
Rede, glaube ich, überhaupt nicht vor.  

(Zuruf von der SPD: Was?) 

Sie haben von Sachen gesprochen. Sie haben Wahl-
kampf gemacht. 

(Zuruf von der SPD: Sind Schüler und Lehr-
kräfte für Sie keine Menschen? – Sven Wolf 
[SPD]: Unglaublich!) 

Unser Ministerpräsident Hendrik Wüst hat in seiner 
ersten Regierungserklärung 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

seinen persönlichen Antrieb betont, der so ähnlich 
unser aller Ansporn sein sollte. Bei Hendrik Wüst ist 
es seine Tochter Philippa, in diesem Jahr geboren. 
Bei mir sind es meine Kinder, sechs und neun Jahre 
alt. Sie erinnern mich täglich daran, welche Zukunfts-
verantwortung wir alle tragen. 

Sie haben übrigens in der Schule gelernt, zuzuhören 
und nicht dazwischenzurufen. Da sind sie offenbar 
schon weiter, als Sie es sind. 

(Vereinzelt Lachen von der SPD) 

Sie lachen auch nicht komisch, wenn vorne einer re-
det. 

(Zuruf von der SPD) 

Sie können sich bei ihnen ja vielleicht ein bisschen 
Nachhilfe abholen. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Jochen Ott 
[SPD]) 

– Ja, genau. Das ist Ihr Verständnis, wie Sie in der 
Schule vorgehen. Sehr gut. 

Gestatten Sie mir ein bisschen Nachhilfe zunächst 
beim Thema „innere Sicherheit“.  

(Zuruf von der SPD: Das ist der Rat der Ver-
zweifelten!) 

Wir wollen sicherstellen, dass jeder zu jeder Zeit an 
jedem Ort im Land sicher ist. Den ehemaligen Innen-
minister sehe ich hier gar nicht mehr. Vielleicht ist er 
heute aufgrund der Regelungen nicht dabei. Bis zum 
Jahr 2017 stand sein Name, der Name des damali-
gen Innenministers, für Pannen, für Blitzermara-
thons, für Rekordeinbruchszahlen. 

Das hat sich geändert. Herbert Reul steht für Ver-
lässlichkeit und Vertrauen. 

(Zuruf von der SPD: Wo ist denn Ihr Innenmi-
nister?) 

Da können Sie alle Menschen im Land fragen. Dieser 
neue Stil, die Wertschätzung, die Unterstützung für 
unserer Polizistinnen und Polizisten kommt an. 

(Zuruf von der SPD: Der Einzelplan kommt 
doch gleich erst!) 

Wir hinterlegen das mit mehr Einstellungen bei den 
Kommissaranwärtern und Regierungsbeschäftigten. 

Wir hinterlegen das mit einer angemessenen Ausrüs-
tung zum Schutz der Menschen, die für Ihre Sicher-
heit tagtäglich im Einsatz sind. 

Wir haben den Kampf gegen Kindesmissbrauch zur 
Chefsache gemacht. Endlich hat es ein Ende, dass 
nach kurzer Empörung wieder der Alltag einkehrt und 
die Kinder in Vergessenheit geraten. Kinderschutz ist 
Querschnittsaufgabe – ressortübergreifend. Deshalb 
stärken wir den Kinderschutz gemeinsam mit unse-
rem Familienminister Joachim Stamp und bringen als 
NRW-Koalition gemeinsam ein Kinderschutzgesetz 
auf den Weg. 

Beispiel „innere Sicherheit“: Im Jahr 2022 werden wir 
1,2 Milliarden Euro mehr für die innere Sicherheit 
ausgeben, als dies im Jahr 2017 der Fall war, also 
27 % mehr. Das sind die Fakten. Darüber kann Ihr 
Gebrüll auch nicht hinwegtäuschen. 

Beispiel „Bildung“: Auch hier gibt es 4.000 zusätzli-
che Stellen, Zukunftsausgaben, Masterplan Grund-
schule, Inklusion, eine Stärkung der beruflichen Bil-
dung. Wir wollen, dass Nordrhein-Westfalen ein Land 
der Chancen ist – Herr Zimkeit, jetzt dachte ich, Sie 
verlieren doch noch das Gleichgewicht; alles gut –, 
und zwar für jedes Kind in unserem Land.  

Dazu braucht es individuelle Förderung, ausreichend 
Lehrer und einen echten Einsatz gegen den Unter-
richtsausfall. 

(Zuruf von Sarah Philipp [SPD]) 

Insgesamt haben wir die Mittel für schulische Bildung 
in Nordrhein-Westfalen um 3 Milliarden Euro erhöht – 
und das in fünf Jahren. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Beispiel „Infrastruktur“: Sie haben beim Ausbau der 
Verkehrswende jahrelang auf der Bremse gestan-
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den. Wo rund 18 Millionen Menschen dicht beieinan-
derleben, braucht es gute Verbindungen – ideologie-
frei, in Stadt und Land, für alle Verkehrsformen. 

Wir verdoppeln zum Beispiel die Mittel für die Förde-
rung zum Ausbau von Rad- und Fußverkehr. 

Dieser Tage haben wir noch gehört, dass wir bei der 
ÖPNV-Offensive jetzt 3 Milliarden Euro bereitstellen. 
Für mehr Sicherheit an den Bahnhöfen und für ein 
kluges Baustellenmanagement haben wir die Gelder 
in diesen Tagen noch einmal erhöht. 

Beispiel „Gesundheit“: Hier ist die SPD in Zeiten der 
Pandemie ja mit einer Fake-News-Kampagne unter-
wegs. Auch hier die Faktenlage: Zwischen 2010 und 
2016, in Ihrer rot-grünen Zeit, haben Sie in Nord-
rhein-Westfalen 56 Krankenhäuser geschlossen. Sie 
waren es, die das gemacht haben. 

Wir haben die Krankenhauslandschaft mit gezielter 
Unterstützung gerettet und stellen sie jetzt mit dem 
neuen Krankenhausplan 

(Sven Wolf [SPD]: … auf wackelige Beine!) 

für die Zukunft auf – mehr Behandlungsqualität, gute 
Erreichbarkeit. Wir wollen die Häuser spezialisieren. 
Sie sollen im Sinne der Patienten stärker kooperie-
ren. 

Auch hier wieder die Zahlen: Wir geben 5,2 Milliarden 
Euro und damit 2 Milliarden Euro mehr als Sie für die 
Investitionen in den Krankenhäusern aus. 

Außerdem hat es unser Gesundheitsminister Karl-
Josef Laumann geschafft, das Schulgeld in allen Ge-
sundheitsfachberufen endgültig abzuschaffen. Das 
ist ein wichtiges und richtiges Signal. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

In den Beratungen zu den Einzelplänen werden wir 
heute noch auf viele Einzelthemen eingehen. Des-
halb habe ich all dies nur beispielhaft genannt. 

Aus unserem Bereich möchte ich noch unseren 
Schwerpunkt nennen. 4,5 Milliarden Euro investieren 
wir in die Landesliegenschaften. Attraktive Arbeits-
plätze sind das richtige Signal für die Beschäftigten, 
die unser Land nach vorne bringen. 

Herr Zimkeit, Sie haben eben etwas zu den Anträgen 
gesagt. Aus meiner Sicht haben Sie von Fußball 
mehr Ahnung als von Finanzen. Uns verbindet ja die 
Liebe zum gleichen Fußballverein. 

(Zuruf von Sven Wolf [SPD]) 

Beim Fußball gilt, dass es nicht darauf ankommt, 
wann das Tor fällt. Es kann auch in der 89. Minute 
oder in der Nachspielzeit fallen. Das Ergebnis zählt. 

(Zuruf von Sarah Philipp [SPD]) 

Stimmen Sie also unseren guten und richtigen Anträ-
gen zu, statt beleidigt zu spielen. Sie sollten ver-

suchen, hier nicht Haltungsnoten zu vergeben, son-
dern vielleicht einmal selber Haltung zu zeigen. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP – Zuruf von Sarah Philipp [SPD]) 

Zum Abschluss: Philippa Wüst wird in etwa zwei Jah-
ren in ein Alter kommen, an das ich mich bei meinen 
Kindern noch gut erinnere. Es ist die Phase der drei-
jährigen Kinder. In dieser Zeit fragen sie bis zu 200-
mal am Tag: Warum? 

Ich habe es gerade schon einmal deutlich gemacht: 
Lasst uns häufiger erklären, warum wir etwas ma-
chen, und nicht so sehr über Fakten und Zahlen spre-
chen. 

Wir machen eine Haushaltspolitik, die die Menschen 
und die Wirkung unserer Entscheidungen in den Mit-
telpunkt stellt – nicht nur möglichst viel ausgeben, 
sondern zielgerichtet und nachhaltig vorgehen. 

Schon kleine Kinder lernen nicht nur, dass man zu-
hören sollte, sondern auch, dass nicht jeder Wunsch 
erfüllbar ist. Bei Ihnen sitzt hier offensichtlich nicht 
Lucky Stefan, sondern der Onkel Zimkeit, der alles 
verspricht und am Ende nichts halten und bezahlen 
kann. 

(Beifall von der CDU und Dietmar Brockes [FDP]) 

Das lässt sich, ehrlich gesagt, kinderleicht entzau-
bern. 

Sie erkennen bei uns eine klare und verlässliche 
Handschrift. Deswegen werben wir um Ihre Unter-
stützung. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Kollege Klenner. 

Ich weise einfach noch einmal darauf hin, dass wir 
uns darauf verständigt haben, dass bei diesem Ta-
gesordnungspunkt keine Kurzinterventionen erfol-
gen und keine Zwischenfragen gestellt werden. 

Dies vorausschickend, darf ich nun für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen Frau Abgeordneter Kollegin 
Düker das Wort geben. 

Monika Düker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! „Es gibt nur einen 
Weg zur Glaubwürdigkeit in der Politik: Man muss sa-
gen, was man tut, und tun, was man sagt“, sagte Jo-
hannes Rau 1999. Dieser politische Leitsatz wurde 
nirgendwo mehr missachtet als in der Finanzpolitik 
dieser Regierung. 

Das ist nicht nur schlecht für nachhaltige Finanzpoli-
tik, sondern schadet unserer politischen Kultur insge-
samt. Der daraus resultierende Vertrauensverlust in 
Politik wird uns am Ende alle treffen. 
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Was wurde von dieser Landesregierung vor der Wahl 
oder zu Beginn der Legislaturperiode nicht alles ver-
sprochen? 

Ein Drittel aller Mehreinahmen sollten jeweils in 
Schuldenabbau, Investitionen und Steuersenkungen 
fließen, sagte Armin Laschet. 

Mehrausgaben, so las man noch in den Wahlpro-
grammen, sollten durch Einsparungen kompensiert 
werden. 

Der Haushalt sollte – so steht es im Koalitionsvertrag – 
durch ein neues Beschaffungsmanagement konsoli-
diert werden. 

Aufgabenkritik, Stellenabbau sowie Konsequenzen 
aus der Reform der Lehrerausbildung mit der Anglei-
chung der Besoldung für Lehrkräfte in Grundschulen 
und der Sekundarstufe I wurden ebenfalls verspro-
chen. 

Kredithilfen für besonders belastete Kommunen wur-
den von Frau Scharrenbach angekündigt. 

Und dann das große Digitalisierungsversprechen! 
Mit der Digitalisierung der Verwaltung zur Konsolidie-
rung sollte eine – Zitat – nachhaltige Dividende erzielt 
werden. 

Außerdem wurde die Attraktivitätsoffensive im öffent-
lichen Dienst angekündigt. 

Mit dem letzten Haushalt dieser Legislaturperiode 
haben Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr Li-
enenkämper, auch Ihre allerletzte Chance verspielt, 
hier Glaubwürdigkeit zu zeigen und den Ankündigun-
gen endlich einmal Taten folgen zu lassen. 

(Beifall von den GRÜNEN und Stefan Zimkeit 
[SPD]) 

Ihre Bilanz ist mehr als ernüchternd. 

Ihre angeblich verstärkten Investitionen: Schauen wir 
einmal auf die Investitionsquote. Sie starteten mit 
9,6 % im Jahr 2018. 2023, so Ihre Planung, soll sie 
auf 10,3 % steigen. Das sind homöopathische Do-
sen, die den Ansprüchen, die wir angesichts des In-
vestitionsstaus in unserem Land – mithin 27 Milliar-
den Euro – haben, in keinster Weise gerecht werden. 

Dass es anders geht, zeigt ein Blick in den Süden. 
Sie vergleichen sich doch immer so gerne mit den 
Bayern. Die Bayern schaffen es, in einem Krisenjahr 
wie 2021 eine Investitionsquote von 14,1 % zu errei-
chen. Warum schaffen wir das nicht? Es ist doch 
dringend nötig. 

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit: Dieses Versprechen 
bleibt für unsere Lehrkräfte mehr als leer. Das ist ein 
großer Vertrauensbruch. Aus meiner Sicht ist das ei-
gentlich der größte Vertrauensbruch dieser Landes-
regierung und der mit den fatalsten Auswirkungen. 
Die unbesetzten Stellen insbesondere im Grund-

schulbereich und in der Sekundarstufe I sprechen da 
für sich. 

Trotz Einnahmerekorden bei der Grunderwerbsteuer 
bekommen die Menschen nicht etwa, wie von Armin 
Laschet versprochen, etwas zurück. Sie bekommen 
gar nichts zurück.  

Schauen wir auch hier mal auf die Zahlen: Gestartet 
mit 3,1 Milliarden Euro bei der Grunderwerbsteuer im 
Jahr 2017 verfügen Sie inzwischen – mit der Ergän-
zung in 2022 – über 4,1 Milliarden Euro Einnahmen 
aus der Grunderwerbsteuer. Kumuliert sind dies 
mehr als 3 Milliarden Euro. Keinen einzigen Euro da-
von haben Sie den Menschen zurückgegeben. 

Dieses Versprechen von Armin Laschet ist Schall 
und Rauch. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das Versprechen von Frau Scharrenbach, die Kre-
dithilfe für die Altschulden in dieser Legislaturperiode 
zu schaffen, ist eine komplette Fehlanzeige, was die 
Unterstützung unserer Kommunen angeht. Auch 
lässt die Regierung die Kommunen mit den Corona-
lasten allein. 

Es gibt außer im Jahr 2020 keine Kompensation für 
die Gewerbesteuermindereinnahmen. Im Finanzaus-
gleich gibt es nur Kreditierungen. Mit dieser Politik 
treiben Sie die Kommunen weiter in die Schuldenspi-
rale, anstatt ihnen da herauszuhelfen. Die Kommu-
nen brauchen keine weiteren Schulden, sondern 
echtes Geld, damit sie die großen Herausforderun-
gen vor Ort meistern können. 

Für mich ist sehr klar: Die Kommunen sind die ganz 
großen Verlierer dieser Regierung und dieser Fi-
nanzpolitik. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Hinzu kommt das aufgeblasene Digitalisierungsver-
sprechen von Armin Lindner. 

(Heiterkeit bei der FDP – Zuruf von der FDP: 
Armin Lindner? Den gibt es nicht!) 

Ich höre ihn noch: Wir schaffen 1 Milliarde Digitalisie-
rungsdividende mit der Vorstellung des Koalitions-
vertrags. – Wo ist sie denn geblieben? 

Schauen wir in den Bericht des Landesrechnungs-
hofs. 

(Zuruf) 

– Ja, Herr Lindner und seine Versprechen, die er mit 
der Unterschrift unter diesen Koalitionsvertrag … 

(Dietmar Brockes [FDP]: Aber er heißt nicht 
Armin! – Herbert Reul, Minister des Innern: Sie 
haben Armin gesagt!) 

– Armin Laschet. Armin Lindner? Oh Gott, nein. 

(Heiterkeit von der FDP) 
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Sie waren ja bei der Vorstellung des Koalitionsvertra-
ges fast wie siamesische Zwillinge. Dazwischen 
passte kein Blatt Papier.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Etwas mehr Distanz zum Koalitionspartner ist also 
immer gut, da haben Sie schon recht. 

Was ist aus diesen Versprechen geworden? – 
Schaut man in den Bericht des Landesrechnungsho-
fes vom Juni dieses Jahres, so wird bilanziert – ich 
zitiere –: 

„Nach den Prüfungserkenntnissen stehen die bis-
her aus dem Programm DVN hervorgegangenen 
Ergebnisse im Missverhältnis zur Höhe der bewil-
ligten Ressourcen: Das Programm ist durch Ver-
zögerungen geprägt und die messbaren Ergeb-
nisse sind überschaubar.“ 

Wir haben nach diesen Ergebnissen im Haushalt ge-
fragt. Was bekommen wir als Antwort? – Von der mil-
liardenschweren Digitalisierungsdividende sind im 
Haushalt nach Aussage der Regierung – Achtung! – 
Einsparungen in Höhe von 26,5 Millionen Euro zu 
verzeichnen, die sich aber in der GMA verstecken 
und eigentlich gar nicht genau darstellbar sind. 

Genauso wenig darstellbar sind die angeblichen Er-
gebnisse der angekündigten Aufgabenkritik und der 
damit verbundene Stellenabbau. Statt Stellenabbau 
gibt es ungefähr 1.000 neue Stellen in den Ministe-
rien. Da hat diese Regierung in fünf Jahren mehr ge-
schafft – fast doppelt so viel – als wir in rot-grünen 
Zeiten, als das Innenministerium angesichts der 
Flüchtlingskrise sehr viele neue Stellen benötigte. 
Hier haben Sie sich wirklich einen ganz großen 
Schluck aus der Pulle genommen. 

Auf die Ankündigung von Armin Laschet: „Das werden 
wir irgendwie wieder einsparen“ – ja, wo denn? – 
kommt die Antwort: mit der globalen Minderausgabe.  

Was aber steckt denn in der globalen Minderaus-
gabe? – Das sind doch die unbesetzten Stellen ins-
besondere an unseren Schulen. 

(Beifall von den GRÜNEN und Sarah Philipp 
[SPD]) 

Die Grundschullehrerinnen und Grundschullehrer, 
die Vertretungsunterricht ohne Ende machen dürfen, 
weil die Stellen nicht besetzt werden, können sich be-
danken. Die nicht verausgabten Mittel sorgen dafür, 
dass in der Staatskanzlei neue Referate und in den 
Ministerien andere Nettigkeiten geschaffen werden. 
Dieses Geld wäre besser zur Attraktivitätssteigerung 
des öffentlichen Dienstes eingesetzt worden anstatt 
für neue Ministeriumsstellen. Auch hier also eine 
komplette Fehlanzeige! 

Diese Initiative ist gescheitert. Nichts von den Vor-
schlägen der Gewerkschaften – ich kann sie aufzäh-
len – wurde aufgegriffen: Es hat sich nichts bei der 

Reduzierung der Arbeitszeit in Verbindung mit Le-
bensarbeitszeitkonten getan. Es hat sich nichts bei 
den Vorschlägen zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf getan, dass eine Stunde von der 41-Stunden-
Woche für pflegebedürftige Familienangehörige ver-
wendet werden kann.  

Andere Bundesländer wie Hessen haben davon et-
was umgesetzt. Hier aber wurde den Gewerkschaf-
ten einfach die Rote Karte und die kalte Schulter ge-
zeigt. Es durfte alles nichts kosten. Wir können es 
uns aber angesichts der nicht besetzten Stellen, die 
Höchststände erreichen, und im Kampf um die bes-
ten Köpfe in diesem Land schlicht nicht mehr leisten, 
so mit dem öffentlichen Dienst umzugehen. 

(Beifall von den GRÜNEN und Stefan Zimkeit 
[SPD]) 

Zum Rettungsschirm, Herr Lienenkämper: Auch hier 
gibt es verpasste Chancen. Ich habe Ihnen im Haus-
haltsausschuss bereits gesagt, dass es mir irgend-
wie so vorkommt, als sei dieser Rettungsschirm ein 
Wünsch-dir-was-Programm. Für jeden ist etwas da-
bei, und wer die besten Kontakte zum Finanzminister 
hat, bekommt etwas. 

Hier sitzt ein Kollege, der ordentlich abgesahnt hat. – 
Herr Reul, Sie haben mal eben 50 Million Euro aus 
dem Rettungsschirm für die IT-Ausstattung der Poli-
zei bekommen. Herzlichen Glückwunsch! Ich weiß 
nur nicht, was die neuen Handys der Polizisten und 
die neuen Back-up-Server mit Corona zu tun haben. 
Offenbar haben Sie die besseren Kontakte. Hier sind 
enorme Mitnahmeeffekte zu verzeichnen. Diese In-
vestitionen wären besser woanders getätigt worden. 

Zum Schluss zu einer guten Tradition, die Hendrik 
Wüst in der Nachfolge von Armin Laschet leider fort-
setzt, nämlich dass auch er sich als Ministerpräsident 
wie sein Vorgänger ach so gerne das grüne Mäntel-
chen umhängt. Hendrik Wüst hat uns hier ganz groß-
artig von der Bewahrung der Schöpfung erzählt, die 
sein Herzensthema sei. 

Schauen wir uns aber mal den Haushalt an – und 
Haushalt ist Politik in Zahlen –: Frau Ministerin, der 
Naturschutzetat beträgt 36 Millionen Euro. Er wurde 
in dieser Legislaturperiode um keinen Euro erhöht, 
nicht mal nach der Artenschutzinitiative.  

(Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 
1,7 Millionen!) 

Schauen wir auf das Land Bayern. Mit erfolgreichen 
Volksbegehren hat Bayern allein 71 Millionen Euro 
zusätzlich für den Naturschutz aufgelegt. Bei uns gibt 
es nicht einen Euro mehr. Der Haushalt ist das Stief-
kind dieser Landesregierung.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 
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Deswegen sind es Lippenbekenntnisse, wenn wir 
von diesem Ministerpräsidenten hören, dass ihm die 
Bewahrung der Schöpfung doch ach so sehr am Her-
zen liegt. 

Ebenso wenig, Frau Ministerin, sind in Ihren Einzel-
plan ausreichende Mittel für das Klimaanpassungs-
gesetz eingestellt worden. 

(Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Das stimmt nicht! – Das Ende der Re-
dezeit wird signalisiert.) 

Nichts davon ist finanziell hinterlegt. 

(Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Doch!) 

Sie haben ein schönes Programm aus dem Ret-
tungsschirm bekommen. Herzlichen Glückwunsch! 
Auch da waren Sie beim Finanzminister erfolgreicher 
als andere Kollegen. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Davon ist aber überhaupt noch nichts verausgabt. 
Fragen Sie da nicht mal nach? Schauen Sie in die 
Bilanz, 31.08.: Von den 15 Millionen Euro sind nur 
einige Hunderttausend Euro verausgabt. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin, 
die Redezeit. 

Monika Düker (GRÜNE): Es ist also noch nichts ver-
ausgabt worden. Auch hier Fehlanzeige! Da helfen 
Ihnen Ihre ganzen Artenschutzkonferenzen nichts, 
Frau Ministerin. Die Zahlen in diesem Haushalt spre-
chen eine andere Sprache. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Klima- und Umweltschutz sind nicht gut aufgehoben 
bei dieser Landesregierung. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Düker. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der FDP Herr Abgeordneter Kollege 
Witzel das Wort.  

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Der Haushalt 2022 bietet 
für die Bürger unseres Landes zahlreiche Verbesse-
rungen, von denen ich Ihnen hier aus Zeitgründen 
nur einige nennen kann. 

Weltbeste Bildung und Betreuung sind unser An-
spruch. Deshalb gibt es Mehrausgaben von knapp 
einer halben Milliarde Euro, insbesondere für rund 
4.000 zusätzliche Stellen. Das beginnt beim Master-

plan Grundschule und reicht bis zur Stärkung der be-
ruflichen Bildung. Parallel wird der Kinderschutz als 
neues Politikfeld entwickelt und gestärkt. 

Im Bereich der inneren Sicherheit gilt: 500 zusätzli-
che Stellen für die Polizeiverwaltung sind wichtig, um 
Einsatzkräfte zu entlasten. Kommissare können 
dann nämlich mehr fahnden, anstatt zu verwalten. 
Neue Spezialisten bekämpfen Kindesmissbrauch 
ebenso wie Cyberkriminalität. 

Im Bereich der Kulturpolitik wird unsere Stärkungsini-
tiative vollendet, das heißt, der Kulturhaushalt dieser 
Wahlperiode ist insgesamt um 50 % angestiegen. 

Wir kümmern uns um die Flutopfer: Nach den Sofort-
hilfen bildet der Haushalt langfristig die Wiederauf-
bauhilfe ab. 

Wir haben – anders, als hier von einigen Vorrednern 
behauptet worden ist – eine Investitionsoffensive in 
diesem Haushalt: 9,6 Milliarden Euro für öffentliche 
Modernisierungsimpulse stehen dort. Sie reichen 
von der Verkehrsinfrastruktur über die Gebäudesan-
ierung bis hin zur Digitalisierung und Wasserstoff-
technologie. Diese Initiativen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, hätten auch die Unterstützung 
der Opposition verdient. 

(Beifall von der FDP und Josef Hovenjürgen 
[CDU]) 

Die Unterschiede zur früheren rot-grünen Haushalts-
politik werden deutlich, wenn man beim letzten Haus-
halt dieser Wahlperiode einen Vergleich zum letzten 
rot-grünen Haushalt im Jahr 2016 zieht. Ich will Ihnen 
nur einige Indikatoren nennen, die zeigen, was im 
Widerspruch zu dem steht, was hier gerade von der 
Opposition an die Wand gemalt wurde. 

Investitionssumme: Sie haben 6,1 Milliarden Euro 
hinterlassen, jetzt stehen wir bei 9,6 Milliarden; Zu-
wachs: 57 %. 

Investitionsquote, gemessen am Haushaltsvolumen: 
von 8,8 % auf 11,1 % gestiegen; plus 25 %. 

(Christof Rasche [FDP]: Hört, hört!) 

Ausgaben in der Schule: von 16,8 auf 20,9 Milliarden 
Euro; plus 24 %. 

Ausgaben an Hochschulen: von 7,1 auf 8,3 Milliar-
den Euro; plus 19 %. 

Kinderbetreuung: von 2,6 auf 4,5 Milliarden Euro; 
plus 74 %. 

Kitaplätze: von 588.000 auf 729.000; plus 24 %. 

Polizei: von 3,7 auf 5,2 Milliarden Euro; plus 40 %. 

Diese Liste kann man beliebig fortsetzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Op-
position, nehmen Sie bei all Ihrer Kritik als Grundlage 
auch die Fakten zur Kenntnis. 
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(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Fazit: FDP und CDU haben in die Zukunft investiert 
und die gravierendsten Hinterlassenschaften von 
Rot-Grün beseitigt. 

Aber diese Koalition kann nicht nur öffentliches Geld 
ausgeben, nein, sie kann auch privatisieren. Rot-
Grün hat es geschafft, bei den Staatscasinos von 
WESTSPIEL jahrelang Millionenverluste in diesem 
Land zu produzieren. Um dann die drohende Pleite 
abzuwenden, hat Rot-Grün einen international kriti-
sierten Ausverkauf der Kunstwerke von WESTSPIEL 
vorgenommen. Das strukturell defizitäre Geschäfts-
modell hat sich dadurch nicht geändert. Im Gegen-
teil: Das hat ein risikoreiches Beihilfeverfahren bei 
der EU ausgelöst, und der Branchentrend zum Onli-
necasino stellt ein weiteres Geschäftsrisiko dar. FDP 
und CDU haben den Steuerzahler nun endlich von 
diesen Kostenlasten und wirtschaftlichen Risiken be-
freit. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Das ist doch absurd!) 

– Durch die Privatisierung, Herr Zimkeit, wurde fer-
ner ein dreistelliger Millionenerlös für die Förderbank 
des Landes erzielt, 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

die sich damit nun um die Corona- und Flutopfer 
ebenso kümmern kann wie um die Gründer, die un-
ser Land dauerhaft nach vorne bringen. 

(Beifall von der FDP) 

Das halten wir in der Tat für richtig. 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

– Das zeigt zugleich auch unsere Philosophie, Herr 
Kollege. Der Staat ist nämlich nicht der bessere Un-
ternehmer. Er soll sich stattdessen auf seine Kern-
aufgaben, wie Bildung und innere Sicherheit, kon-
zentrieren. 

(Beifall von der FDP) 

Da muss er leistungsfähig sein. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Außerdem sehen Sie, dass ein ganzheitliches Ver-
ständnis von Nachhaltigkeit auch generationenge-
rechte Finanzen bedingt. Haushaltspolitik darf nicht 
auf Kosten der nächsten Generation betrieben werden. 
Dauerhaft tragfähige öffentliche Finanzen erfordern die 
Einhaltung einer harten Schuldenbremse oder, wie es 
der zukünftige Bundesfinanzminister Christian Lind-
ner hier im Hause gesagt hat, eine Schuldenbremse 
mit Krallen und Klauen. Neue Schulden darf es regu-
lär nicht mehr geben. Die Haushaltswende haben wir 
zu Beginn dieser Wahlperiode geschafft. 

Zwei historische Katastrophen, das Flutdesaster und 
der Corona-Shutdown, haben leider für Turbulenzen 
gesorgt, und deren Rettungsschirme haben milliar-
denschwere Folgelasten verursacht. Es ist deshalb 
unser Ehrgeiz als FDP-Landtagsfraktion, in der 
Haushaltspolitik so gut zu sein, dass wir den rechtlich 
zulässigen Rückzahlungsrahmen für die Schulden-
aufnahme nicht in vollem Umfang benötigen. 

Wir brauchen einen modernen, leistungsfähigen und 
motivierten öffentlichen Dienst. Deshalb hat es be-
reits zahlreiche Verbesserungen mit Zulagen und 
Stellenhebungen sowie einem Verfallsschutz für 
Überstunden gegeben. Es ist eine Frage der Gerech-
tigkeit – das ist unsere zutiefst persönliche Auffas-
sung –, dass keine angeordnete Überstunde unter 
den Tisch fallen darf. Wenn wir erwarten, dass Poli-
zeibeamte aufgrund von besonderen Lagen spontan 
im Einsatz sind, dafür Wochenendtermine mit ihrer 
Familie absagen, um unsere Sicherheit zu schützen, 
dann haben sie einen Verfallsschutz für diese Über-
stunden verdient.  

(Beifall von der FDP) 

Genau deshalb werden wir in Kürze rechtssicher Le-
bensarbeitszeitkonten beschließen. Damit erfüllen 
wir eine langjährige Forderung vieler Gewerkschaf-
ten, die das immer bei SPD und Grünen vorgetragen 
haben, dort aber gescheitert sind. Mehrarbeitszeit-
souveränität ist ein wichtiger Faktor für eine höhere 
Attraktivität im öffentlichen Dienst. 

Die Haushaltsvorschläge von SPD und Grünen im 
Landtag wundern uns dann schon, denn beide Part-
ner haben gerade in diesen Tagen mit der FDP im 
Bund genau das Gegenteil verabredet. Dort sind wir 
uns einig: 

Zukunftsinvestitionen gibt es nicht nur öffentlich, son-
dern vor allem auch privat. Deshalb gibt es zukünftig 
Superabschreibungen. 

Wir haben uns auf die harte Einhaltung einer Schul-
denbremse verständigt. Unsere Aufgabe ist es, dafür 
zu sorgen, dass das nicht durch Verschiebungen in 
Schattenhaushalte kompensiert wird.  

Sie haben zugestimmt, dass es keine Steuererhö-
hungen gibt. 

Sie haben sich für einen konsequenten Subventions-
abbau eingesetzt und mit uns verabredet, die Steu-
erbürokratie spürbar zu verringern. 

Das atmet einen anderen Geist als die Fortsetzung 
Ihrer rot-grünen Politik der vermeintlich guten Schul-
den hier im Landtag. 

Wie gehen SPD und Grüne dort vor? – Die SPD will 
10 Milliarden Euro für ein Umverteilungsprogramm 
ausgeben, das vielen Zielgruppen schuldenfinanziert 
Geld bringen soll. Für Ihre aktuellen Haushaltsan-
träge wollen Sie Personalausgaben und Personal-
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verstärkungsmittel kürzen, ohne zugleich Vorschläge 
für einen gezielten Stellenabbau zu machen. 

(Zuruf von Frank Müller [SPD]) 

Mit diesem Vorgehen müssen dann entweder Tarif-
abschlüsse gering ausfallen, können Besoldungsur-
teile nicht umgesetzt werden, oder Sie wollen vor-
handene Stellen erst gar nicht besetzen. Wir hinge-
gen empfinden es als richtig, notwendige und unbe-
setzte Stellen als Ärgernis aufzufassen und uns da-
rum zu kümmern, dass sie zukünftig besetzt werden.  

(Beifall von der FDP – Zuruf von Stefan Zim-
keit [SPD]) 

Auch die Grünen wollen ihre Wendeprojekte in einer 
Milliardengrößenordnung vorantreiben. Die dafür 
notwendigen Ausgaben sollen größtenteils kreditfi-
nanziert und unter fadenscheinigen Gründen aus 
dem Schuldenschirm des Landes einfach in den 
Kernhaushalt umgebucht werden. Beides ist keine 
seriöse Haushaltspolitik und erst recht nicht im Sinne 
der jungen Generation.  

Sie stehen hier und tragen mit Krokodilstränen immer 
wieder vor, es gebe unbesetzte Stellen. Frau Kolle-
gin, wenn Sie den Schulbereich anführen, dann sage 
ich: Bei Ihrer grünen Schulministerin gab es keine 
Personalbedarfsplanung an Schulen. Das hat erst in 
dieser Regierungszeit begonnen. 

Wir haben in der Konsequenz das gemacht, was not-
wendig war, nämlich mehr Stellen an Hochschulen 
geschaffen, damit viele studieninteressierte junge 
Leute, die das Amt des Grundschullehrers attraktiv 
finden und es studieren wollen, die Chance dazu be-
kommen – mehrere Hundert zusätzliche Stellen!  

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Das sorgt im Ergebnis für bessere Unterrichtsversor-
gung, aber kein Gerede über diese Fragen hier. Han-
deln ist gefragt! 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Die Redezeit. 

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin, ich komme da-
mit zum Ende. – Frau Kollegin, 

(Beifall von Frank Müller [SPD]) 

Sie haben an den Beispielen, die ich hier nur stich-
wortartig nennen konnte, gesehen: Das Motto unse-
rer Haushaltspolitik lautet „Zukunft gestalten statt 
Schulden verwalten“. Wir werden Ihnen, auch wenn 
ein guter Haushalt vorliegt,  

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

zur zweiten und dritten Lesung noch eine weitere An-
zahl von Änderungsanträgen präsentieren. Dabei 
geht es um Verbesserungen, wie in dieser Plenar-

woche, beispielsweise bei der Kultur, Digitalisierung, 
Gesundheit, Soziales,  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege. 

Ralf Witzel (FDP): …Tier- und Verbraucherschutz. Wir 
fordern Sie auf: Unterstützen Sie diese Haushaltsände-
rungsanträge, 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

und lassen Sie uns zu einer guten Beschlussfassung 
kommen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Witzel. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der AfD Herr Abgeordneter Strotebeck 
das Wort. 

Herbert Strotebeck (AfD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen, meine Herren! 213 Millionen 
Euro – ich wiederhole: 213 Millionen Euro –, so viel 
Geld würde unser Bundesland im kommenden Jahr 
einsparen, wenn die Alternative für Deutschland in 
Nordrhein-Westfalen regieren würde. Und wir wür-
den trotzdem 1.000 zusätzliche Polizisten einstellen, 
mehr Geld in die Studentenwerke und die Straßen 
des Landes Nordrhein-Westfalen stecken, investie-
ren.  

In insgesamt 120 Anträgen zum NRW-Landeshaus-
halt haben wir von der AfD exakt herausgearbeitet, 
wo überall Geld in Nordrhein-Westfalen gespart wer-
den kann, aber wie man dabei auch gestalten kann. 

Die Alternative für Deutschland steht angesichts der 
finanziellen Lage in unserem Bundesland für kluges 
Sparen. Das Sparen ist kein Selbstzweck, das Spa-
ren ist der Baustein für die Generationengerechtig-
keit. Die geburtenstarken Jahrgänge gehen in den 
nächsten Jahren in den Ruhestand, und die finanzi-
elle Handlungsfähigkeit des Staates muss gewähr-
leistet werden. Generationengerechtigkeit ist ein gro-
ßes Wort, welches viel zu oft in unserem Bundesland 
nur eine kleine Rolle spielt. 

Es ist nicht generationengerecht, dass das Land 
Nordrhein-Westfalen in den vergangenen Jahren 
trotz Überschüssen den wahnsinnigen 186-Milliar-
den-Euro-Schuldenberg nicht nennenswert abgetra-
gen hat. 

Es ist nicht generationengerecht, dass wir immer 
noch keine Schuldenbremse in der Landesverfas-
sung haben; wir reden nur darüber. 

Es ist nicht generationengerecht, dass der in Teilen 
zweckentfremdete 25-Milliarden-Euro-NRW-Corona-
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rettungsschirm über die kommenden 50 Jahre abge-
stottert werden muss. Allein deshalb sollten wir ihn 
nicht komplett ausschöpfen.  

Unsere 120 Anträge zum Haushalt sind generatio-
nengerecht. Warum wurden und werden sie von den 
anderen Fraktionen abgelehnt? Na? – Einzig und al-
lein, weil sie von uns kommen. 

Im Vorwort zur Finanzplanung 2021 bis 2025 lobt 
Herr Finanzminister Lienenkämper wieder das Auf-
steigerland Nordrhein-Westfalen. Aber können wir 
mit einem so großen Schuldenberg denn wirklich ein 
Aufsteigerland sein? – Nein, das sind wir mit dem 
Schuldenberg nicht. In den Jahren vor Corona hätte 
man wesentlich konsequenter konsolidieren müs-
sen.  

Für den Haushalt sind laut Landesregierung ohne 
coronabedingte Sondereffekte keine neuen Schul-
den geplant. Das Finanzministerium bemüht aber 
wieder erfolglos Maß und Mitte und formuliert, auch 
für das Jahr 2022 im Rahmen der verfassungsrechtli-
chen Schuldenbremse notwendige und ökonomisch 
sinnvolle Maßnahmen zur Bewältigung der Coronafol-
gen ergreifen zu müssen. 

Dann endlich kommt der Hinweis auf die nachfolgen-
den Generationen. Denn diese werden all die Schul-
den zurückzahlen müssen. Sie werden es aber nicht 
schaffen. 

Der NRW-Haushalt ist nicht schuldenfrei, und der corona-
bedingte NRW-Rettungsschirm ist keineswegs ein 
Sondervermögen, sondern ein Schuldenberg von bis 
zu 25 Milliarden Euro. Gleiches gilt für die Gelder für 
die Flutopferhilfe, die über das Nachtragshaushalts-
gesetz 2021 geregelt sind. Es sind zwei zu 100 % mit 
Schulden finanzierte Nebenhaushalte. 

Bezüglich der Flutopferhilfe ist unser Land leider al-
les andere als ein Aufsteigerland mit Maß und Mitte, 
sondern mitleiderregend. Die Presse informiert über 
immer gruseligere Zustände. Der ehemalige Minis-
terpräsident Laschet – der Flut-Lächler – versprach 
laut WirtschaftsWoche direkte Entlastungen. So soll-
ten die Hilfen endlich Ende September möglich sein, 
was Frau Ministerin Scharrenbach dann aber Ende 
September auf Anfang Oktober korrigierte. Das ist 
ein Vierteljahr nach der Katastrophe. 

Anfang November kam dann die ernüchternde und 
erschütternde Information aus der Presse, dass noch 
nicht einmal ein Drittel der Anträge bearbeitet sei. 
Wen wundert es da noch, dass DER SPIEGEL im 
November über die zweifelhafte Auftragsvergabe der 
nordrhein-westfälischen Landesregierung berich-
tete? Welch eine Geringschätzung der Opfer! Welch 
ein Armutszeugnis!  

Reichlich Stellen sind doch – ohne eine konkrete 
Zahl zu nennen – geplant. Anfang September haben 
wir hier im Parlament das Nachtragshaushaltsgesetz 
2021 beschlossen. Wir, die AfD-Fraktion, sind die 

einzige Fraktion gewesen, die die detaillierte Stel-
lungnahme des Landesrechnungshofs nicht als An-
merkung abqualifizierte, sondern einen Änderungs-
antrag stellte, um die erforderlichen Gesetzeskontrol-
len – darunter ist auch der Punkt der Planstellen – zu 
ermöglichen. Unser Antrag wurde, obwohl er die sehr 
gewichtigen Inhalte des Landesrechnungshofs zum 
Inhalt hatte – na, was denn? –, abgelehnt. 

Wir haben dem Nachtragshaushaltsgesetz 2021 in 
der vorgelegten Form trotzdem zugestimmt, da wir 
im Sinne der Flutopfer natürlich keine weitere Zeit un-
genutzt verstreichen lassen wollten, sondern wir 
wollten helfen. 

„Kinder sind unsere Zukunft“, sagte der junge Vater 
und neue Ministerpräsident Wüst zu seinem Antritt 
und verkündete direkt stolz den Haushalt ohne 
Schulden und wieder in die Tilgung der Altschulden 
einzusteigen. Den schuldenfreien Haushalt haben 
wir nicht, und der Einstieg in die Schuldentilgung 
steht in den Sternen, zumal in der Vergangenheit, 
wie ich schon sagte, die Möglichkeiten nicht genutzt 
wurden. 

Die Anhörung des Haushalts- und Finanzausschus-
ses zum Haushaltsgesetz 2022 Ende September 
verlief ähnlich enttäuschend wie in den vergangenen 
Jahren. Der Vertreter der Freien Wohlfahrtspflege 
NRW brachte die Anhörung kurz und treffend mit ei-
nem Satz auf den Punkt: Wir sitzen hier, und der 
Reihe nach wird von uns allen immer mehr Geld ver-
langt. – Stimmt, genauso ist es. Und wie jedes Jahr 
machte kein einziger Teilnehmer auch nur einen Vor-
schlag, wo gespart werden könnte. Leider fehlt trotz 
Mahnung des Landesrechnungshofs der Wille, zu 
sparen. 

Die Steuereinnahmen sind doch höher als geschätzt, 
auch ohne die immer wieder von der linken Seite des 
Hauses geforderten kreditfinanzierten Konjunktur- 
und Umverteilungsprogramme. Das Ergebnis der 
Novemberschätzung und die aktuellen Informationen 
des Finanzministers aus dieser Woche beweisen es: 
Wir können mit zusätzlichen Einnahmen in Höhe von 
nunmehr 3,6 Milliarden Euro rechnen. 

Sparen ist offensichtlich nur für die AfD-Fraktion ein 
Thema, für alle anderen Fraktionen ist es ein absolu-
tes Tabu. Unsere vorliegenden Änderungsanträge 
und die Entschließungsanträge von SPD und Grü-
nen zeigen die Unterschiede ganz deutlich. Bemer-
kenswert ist aber auch die Flut der Änderungsan-
träge von CDU und FDP, die wir erst gestern erhalten 
haben. Diese Anträge hätte man sehr gut schon im 
HFA vorlegen können. 

Ich erinnere hier auch an unsere Bemühungen zur 
Verkleinerung des Landtags und die damit verbunde-
nen dauerhaften Einsparmöglichkeiten. Hinzu kom-
men noch die erheblichen Kosten durch die Erweite-
rung des Gebäudekomplexes, die nicht vergessen 
werden dürfen.  
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Erhört wurden wir schon, und zwar in der Form, dass 
in der Haushaltsplanung 2022 vorsichtshalber für die 
nächste Legislaturperiode nicht mehr von den derzei-
tigen 199, sondern von 230 Abgeordneten ausge-
gangen wird, also von einer Steigerung von 15 %. 
Wenn die Prognose eines Gutachtens des Landtags 
aus diesem Jahr zutrifft, könnte der Landtag sogar 
auf über 300 Sitze aufgebläht werden.  

Das hätten die Fraktionen dieses Hohen Hauses ver-
hindern können. Um sich selbst zu versorgen, belas-
ten Sie die zukünftigen Generationen, wie es der 
Bundestag erwartungsgemäß vorgemacht hat: vor-
her leeres Geschwätz zu einer Wahlrechtsreform, 
natürlich ohne Taten folgen zu lassen. 

Deutschland ist bekanntlich der größte EU-Netto-
zahler. Uns trifft das Schulden- und Inflationsszena-
rio existenziell. Zwischenzeitlich weiß es jeder: Die 
Inflation ist gekommen, um zu steigen und um zu 
bleiben. Das alles gilt natürlich auch für Nordrhein-
Westfalen – egal, welche Konstellation im kommen-
den Jahr die NRW-Regierung bilden wird. 

Die Diskussion um die Schuldenbremse – wir haben 
gerade schon etwas dazu gehört – treibt aktuell völlig 
neue, abstruse Blüten. So sieht das Dezernat Zu-
kunft – Institut für Makrofinanzen eine völlig neue Be-
rechnung der Schuldenbremse vor, die absurder-
weise mehr Schulden zulässt. Wie wird dies so tref-
fend bezeichnet? 

Es ist nicht nur unwissenschaftlich, sondern Pippi-
Langstrumpf-Ökonomie: Ich rechne mir die Welt, wie 
sie mir gefällt. – Es wird dann ganz stolz verkündet 
werden: Die Schuldenbremse wurde durchgesetzt 
bzw. eingehalten. 

Dies geschieht zum Schaden der zukünftigen Gene-
rationen. Die Generationengerechtigkeit verkommt 
zur Floskel, wenn die Kritik des Landesrechnungs-
hofs einfach ignoriert wird und der Bund der Steuer-
zahler mit seinen ständigen berechtigten Mahnun-
gen ganz offensichtlich nicht einmal zur Kenntnis ge-
nommen wird. Rund 63 % der Deutschen wollen laut 
einer aktuellen Umfrage, dass die Ausgaben gesenkt 
werden, und 59 % sind dafür, dass die Regierung die 
Subventionen kürzt. Das ist generationengerecht; 
der Haushaltsentwurf ist es nicht.  

Wir als AfD-Fraktion müssen daher den Haushalts-
entwurf ablehnen. Wir, die AfD, stehen mit dem Mut 
zur Wahrheit zu unserem Nordrhein-Westfalen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Strotebeck. – Als nächster Red-
ner hat nun für die Landesregierung Herr Minister Li-
enenkämper das Wort. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe 
Kollegen! Wir haben heute wieder eine lebhafte 
Grundsatzdebatte erlebt. Ich hätte mir, ehrlich ge-
sagt, gewünscht, es wäre noch mehr um die Zukunft 
unseres Landes gegangen. Wir hätten vielleicht 
mehr darüber reden können, wie wir unser Aufstei-
gerland Nordrhein-Westfalen noch besser organisie-
ren, wie wir den Wachstumskurs halten, wie wir eine 
bessere Bildung und optimale Rahmenbedingungen 
für Familien erreichen und wie wir unser Land noch 
sicherer machen. Diese Chancen sind verpasst wor-
den.  

Ich will aber trotzdem auf einiges eingehen, lieber 
Herr Kollege Zimkeit. Ich glaube, Sie haben einen 
Fehler gemacht, den man so wenige Monate vor ei-
ner Landtagswahl gerne macht. Ich will Sie aber 
trotzdem darauf hinweisen. Wir haben im Moment 
eine Situation, in der viele in Nordrhein-Westfalen da-
ran arbeiten, gut durch die Krise zu kommen, und viel 
dafür tun, dass wir stark aus der Krise wieder raus-
kommen. Wir haben Situationen, in denen Unterneh-
men mit guten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern es 
schaffen, schon wieder Steuereinnahmen zu gene-
rieren, die besser sind, als wir das vorher gedacht 
haben. 

Nordrhein-Westfalen tut eine ganze Menge. Jeder 
einzelne in Nordrhein-Westfalen tut eine ganze 
Menge, und wir haben ganz, ganz viele Leute, die an 
diesem Land mitarbeiten. Wissen Sie, was Sie ge-
macht haben? Das ist wenige Monate vor einer Wahl 
der Grundfehler; Sie sind dieser Versuchung erle-
gen. Sie haben dieses starke Land mit seinen star-
ken Menschen systematisch schlechtgeredet, und 
die Menschen werden Ihnen das nicht durchgehen 
lassen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Menschen arbeiten und sind viel besser, als Sie 
sie heute beschrieben haben. Das werden alle, 
glaube ich, auch merken. 

Frau Kollegin Düker, Sie haben mir jedenfalls mit ei-
nem Teil Ihrer Rede geholfen. Dafür bedanke ich 
mich ausdrücklich. Ich bin relativ sicher, wenn das im 
Protokoll noch mal nachgelesen wird, dann werden 
die Kollegen Ulla Heinen-Esser und Herbert Reul nie 
wieder auf mich zukommen und sagen, ich würde sie 
zu schlecht behandeln. Damit machen Sie mir das 
Leben ein Stück weit einfacher. 

(Zuruf von Martin Börschel [SPD]) 

Zu den Änderungsanträgen, die Sie von SPD und 
Grünen gestellt haben: Insgesamt bedeuten sie eine 
reine Mehrbelastung des Haushaltes von sage und 
schreibe mehr als 2 Milliarden Euro gegenüber unse-
rem Haushaltsplanentwurf, und das auch nur bezo-
gen auf den Haushalt für das nächste Jahr 2022. 
Wenn man, wie Sie, von uns verlangt, mehr Schul-
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denabbau zu betreiben und gleichzeitig über 2 Milli-
arden Euro mehr auszugeben, dann hätte ich mir 
schon wirklich seriöse Finanzierungsvorschläge ge-
wünscht. Ich hätte gleichzeitig erwartet, dass Sie 
wirklich sagen, wo wir weniger Geld ausgeben sol-
len, um 2 Milliarden Euro mehr auszugeben. Das ist 
eben diese alte Abwägung, die Ihnen wieder nicht 
gelingt: Wir können nicht gleichzeitig mehr Geld aus-
geben, die Schuldenbremse einhalten und nachhal-
tige Haushaltspolitik machen. Diesen Fehler haben 
Sie heute leider wieder begangen. 

Deswegen werden wir alles dafür tun, die Erwartung 
der Steuerbürgerinnen und Steuerbürger zu erfüllen; 
denn die dürfen erwarten, dass wir hier im politischen 
Düsseldorf alles vermeiden, um den ohnehin viel zu 
großen Schuldentopf unseres Landes noch weiter 
aufzupumpen. Wir dürfen den nachfolgenden Gene-
rationen nicht ohne Not noch mehr Schuldenlast hin-
terlassen. „Ohne Not“ ist dabei sehr wörtlich gemeint; 
denn wir wissen alle um die notwendigen Kosten, die 
im Zusammenhang mit dieser furchtbaren Pandemie 
über unseren Rettungsschirm bezahlt werden muss-
ten. 

Dann war viel die Rede von den Steuermehreinnah-
men und der aktuellen Steuerschätzung. Ich will die 
einfach mal einordnen. Die Zahlen sind klar: Die 
schematische Regionalisierung sieht für Nordrhein-
Westfalen im Jahr 2021 Steuereinnahmen von 67,4 
Milliarden Euro und im Jahr 2022 Steuereinnahmen 
in Höhe von 70 Milliarden Euro vor. Damit gibt es in 
der Tat eine Verbesserung gegenüber den bisheri-
gen Erwartungen. Das bedeutet für 2021 eine Ver-
besserung von 4,9 Milliarden Euro und für 2022 eine 
Verbesserung von rund 3,5 Milliarden Euro. 

Jetzt kommt der nächste Denkfehler: Das sind keine 
Gelder, die uns zusätzliche Ausgabemöglichkeiten 
eröffnen; denn in beiden Jahren – sowohl 2021 als 
auch 2022 – bleiben wir immer noch unter den An-
nahmen des Vorkrisenniveaus. Das bedeutet, dass 
wir trotz der Verbesserungen immer noch Steuermin-
dereinnahmen aus dem Rettungsschirm ausgleichen 
müssen.  

Mit anderen Worten: Die unerwartet besseren Steu-
ermehreinnahmen dienen schlicht dazu, weniger 
Geld auf Pump aufzunehmen oder – technischer for-
muliert – dazu, die erforderlichen Entnahmen aus 
dem Rettungsschirm zur Kompensation von Steuer-
mindereinnahmen um mehr als 3 Milliarden Euro zu 
reduzieren. Aber deswegen haben wir immer noch 
Entnahmen aus dem Rettungsschirm dafür. Deswe-
gen haben wir immer noch die Ausgabenobergrenze, 
und erst ab 2023 werden die Einnahmeerwartungen 
wieder über Vorkrisenniveau liegen. 

Ich habe bei dem Schlechtreden des Landes auch 
das Gefühl, dass einfach wesentliche Bestandteile 
des Haushaltes von Ihnen überlesen werden: 9,6 Mil-
liarden Euro Rekordinvestitionen, zusätzlich 4,5 

Milliarden Euro Investitionen in unsere Gebäude. 
Das ist eine Verdoppelung gegenüber früher. Keine 
Schulden im regulären Kernhaushalt. Zusätzlich un-
glaubliche Innovationsanstrengungen sowohl in regi-
onalen Initiativen als auch bei innovativen Projekten 
und Forschungseinrichtungen.  

Für technische Innovationen gibt es über 100 Millionen 
Euro zusätzlich. Noch mal 130 Millionen Euro für Schlüs-
seltechnologien, Energieforschung, Nano-/Mikrotech-
nologie. Das sind die Dinge, die Nordrhein-Westfalen 
in der Zukunft ganz weit nach vorne bringen können. 

Wir finanzieren das Projekt „Westspange“ in Köln mit 
bis zu 900 Millionen Euro, eine riesige strukturelle In-
vestition in eine das gesamte Land Nordrhein-West-
falen nützende Verbesserung des schienengebun-
denen Verkehrs. Wir haben 187,9 Millionen Euro zu-
sätzlich dafür bereitgestellt, die Verkehrswege in 
Nordrhein-Westfalen zu modernisieren.  

Wir haben die innere Sicherheit gestärkt. Wir haben 
Kinderschutz in den Haushaltsplan aufgenommen, 
und die Fraktionen haben das noch einmal ergänzt.  

Wir haben für den Ausbau des offenen Ganztags im 
Primarbereich zusätzlich rund 40 Millionen Euro be-
reitgestellt und erhöhen im Vergleich zum Vorjahr die 
Platzzahl um zusätzliche 7.830 Plätze weiter auf 
dann 362.500 Plätze. Das sind über fünf Jahre unge-
fähr 54.900 neue, zusätzliche Ganztagsplätze in 
Nordrhein-Westfalens Schulen. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Wenn Sie dann schon über Bildung sprechen, dann 
ist vielleicht eine Zahl für Sie hilfreich. Wenn Sie sich 
die gesamte Legislaturperiode angucken, dann wer-
den wir als Nordrhein-Westfalen-Koalition im Bereich 
Bildung von der frühkindlichen Bildung bis zu den 
Fachhochschulen und Universitäten und der dualen 
Ausbildung, die immer zur Bildung als integraler Be-
standteil dazugehört, insgesamt rund 130 Milliarden 
Euro investiert haben.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das ist anderthalbmal so viel wie ein ganzer Landes-
haushalt, meine Damen und Herren. Das bedeutet, 
gerade der Bildungssektor ist einer der großen Ge-
winner dieser Legislaturperiode. 

Lassen Sie mich noch eine abschließende Bemer-
kung machen zum Thema „Klima“. Sie wissen ge-
nau, liebe Frau Kollegin Düker, dass für Klimaschutz 
in Nordrhein-Westfalen erfolgreiche Anstrengungen 
unternommen worden sind. Wir halten unsere Klima-
schutzziele ein. Wir sind bei Klimaschutz besser als 
Baden-Württemberg, und wir haben eine Zukunfts-
perspektive formuliert mit unserem Klimaanpas-
sungsgesetz, die noch kein Landtag in Nordrhein-
Westfalen formuliert hat.  

Deswegen haben jetzt auch die Fraktionen der Koa-
lition noch mal Anträge gestellt, auch die klimage-



Landtag   24.11.2021 

Nordrhein-Westfalen 47 Plenarprotokoll 17/151 

 

rechte Wohnraumförderung mit Bundes- und Lan-
desmitteln um weitere fast 35 Millionen Euro zu ver-
stärken. Das ist genau der richtige Ansatz. 

Meine Damen und Herren, dieser Haushaltsentwurf 
wird Nordrhein-Westfalen weiter nach vorne bringen. 
Der wird Nordrhein-Westfalen weiter zum Aufsteiger-
land machen, und vor allen Dingen wird er den Men-
schen in Nordrhein-Westfalen ganz konkret nützen. 
Deswegen werbe ich am Ende um Ihre Zustimmung. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Lienenkämper. – Jetzt spricht Herr Zimkeit 
für die SPD-Fraktion. Er hat sich noch mal zu Wort 
gemeldet, und dann soll das auch so sein. Bitte 
schön, Herr Kollege Zimkeit. Sie haben 44 Sekun-
den. 

Stefan Zimkeit*) (SPD): Machen Sie sich keine Sor-
gen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Ich mache mir nie 
Sorgen – also wegen Ihnen nicht. 

(Heiterkeit) 

Stefan Zimkeit*) (SPD): Die anderen durften doch 
auch die Redezeit überschreiten. – Sehr geehrter 
Herr Präsident! Herr Kollege Lienenkämper, Sie ha-
ben einen Fehler gemacht, den Landesregierungen 
oft vor einer Wahl machen. Sie haben Kritik an der 
Politik einer Landesregierung gleichgesetzt mit Kritik 
an den Menschen im Land. 

(Beifall von der SPD) 

Gleichsetzen mit dem Staat tun sich aber sonst nur 
Monarchien und nicht demokratisch gewählte Regie-
rungen.  

Sie haben vollkommen recht: Es gibt sehr viele en-
gagierte Menschen in Nordrhein-Westfalen, die aus 
der Krise herauskommen wollen und viel dafür tun. 
Das Problem ist: Sie hören ihnen nicht zu. Sie unter-
stützen sie nicht genug, sondern Sie lassen sie al-
leine. Und das ist keine Kritik an den Menschen im 
Land, sondern nur an einer schlechten Regierungs-
politik. – Schönen Dank. – Und jetzt hätte ich noch 
fünf Sekunden. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Kollege Zimkeit. Die fünf Sekunden werden natürlich 
nirgends angerechnet. Wie wir alle wissen, verfallen 
die jetzt. Aber immerhin, das ist Rededisziplin. Vielen 
Dank dafür. 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor.  

Wir stimmen jetzt nicht abgvg. Wie vereinbart wird 
erst ab 14 Uhr wieder abgestimmt.  

Ich rufe auf: 

Einzelplan 03 
Ministerium des Innern 

Ich weise hin auf die Beschlussempfehlung und den 
Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 17/15703 und die Änderungsanträge 
der Fraktion der AfD Drucksachen 17/15740 bis 
17/15744. 

Die Aussprache ist eröffnet. Für die SPD-Fraktion hat 
nun Herr Kollege Ganzke das Wort. Bitte schön. 

Kann man mich mit Maske überhaupt gut verstehen?  

(Zurufe: Ja!) 

Ich bin nämlich der Erste, der hier heute mit Maske 
sitzt. Es tut mir leid. Ich bitte um Verständnis. Ich 
möchte das persönlich jetzt so halten und habe 
meine Gründe dafür. Die sind aber nicht schlimm – 
also außer dass alles schlimm ist. – Herr Ganzke, 
jetzt haben Sie das Wort. Bitte schön. 

Hartmut Ganzke (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, ich kann Ihnen sagen, ich habe meinen Namen 
gehört, als Sie mir das Wort erteilt haben. Das be-
deutet erstens, ich höre noch ein bisschen etwas, 
und zweitens, Sie können sich hier auch noch ver-
ständlich machen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir diskutieren hier 
jetzt um kurz nach 13 Uhr den Teilhaushalt für den 
Bereich Innen. Nun habe ich gerade mal Christos 
Katzidis kurz gefragt: Sag mal, Christos, was wirst du 
denn in deiner Rede so sagen? – Da sagte er: 
Mensch, das sollte dich nicht überraschen, ich werde 
mal diesen Haushalt abfeiern. – Das waren, glaube 
ich, gerade deine Worte. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor diesem Hinter-
grund: Ja, in diesem Jahr werden wir wieder einen 
Haushalt bekommen mit hohen Einstellungszahlen 
für Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte. Diese sind 
hinterlegt, und das ist gut so. 

Zweitens. Ja, dieser Haushalt ist mit viel Geld hinter-
legt, damit die Polizeibeamtinnen und Polizeibeam-
ten in Nordrhein-Westfalen einen guten Job für un-
sere Sicherheit machen können. Auch das ist richtig 
und wichtig. 

(Beifall von Marc Lürbke [FDP]) 

– Beifall an der Stelle finde ich gut, Marc Lürbke. 

Haushaltsplanberatungen sind aber gerade auch im-
mer die Zeiten, um zu schauen: Was steckt hinter 
diesen Zahlen? Man guckt sich dann die hinter den 
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